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Abrechnung: 
Wenn die Kasse 
nochmal klingelt
Wenn vom MDK bei der Qualitätsprüfung Abrechnungs-
auffälligkeiten festgestellt werden, geht es nicht nur 
ums Geld. Wurden abgerechnete Leistungen nicht oder 
nicht korrekt erbracht, steht schnell der Vorwurf 
des Abrechnungsbetrugs im Raum. Wer jetzt nicht auf-
passt, riskiert schnell den Versorgungsvertrag.

Keine Absetzung bei Unzureichender Dokumentation
Manche Kassen sind der Auffassung, dass der Pflegedienst die tatsäch-
liche Leistungserbringung nicht nachweisen könne, wenn die Leistung 
nicht ordnungsgemäß dokumentiert ist. Es wird zum Teil sogar bean-
standet, wenn auf dem Leistungsnachweis als erbracht abgezeichnete 
Maßnahmen nicht in der Pflegeplanung berücksichtigt oder im Berichte-
blatt erwähnt sind. Wenn die Leistungen jedoch vom Pflegebedürftigen 
bestätigt wurden, kann die Vergütung der Pflegeleistungen nicht abge-
lehnt oder die Vergütung zurückgefordert werden. Der vom Pflegebe-
dürftigen bzw. einer von ihm beauftragten Person unterzeichnete Leis-
tungsnachweis stellt allein nach dem Sinn und Zweck dieses Dokuments 

D ie Kranken- und Pflegekassen gehen stets davon aus, dass 
eine Leistung insgesamt nicht abrechnungsfähig ist, wenn sie 
auch nur in Teilbereichen nicht den gestellten Anforderungen 

genügt. Dabei geht es nicht nur darum, dass die Leistung tatsächlich 
schlecht oder gar nicht ausgeführt wurde. Schon wenn die Dokumenta-
tion nicht der Vorstellung der Kasse entspricht oder die abzeichnende 
Pflegekraft nicht im Dienstplan stand, wird oft die für die Leistung be-
reits ausbezahlte Vergütung zurückgefordert.

Von Hennig Sauer

 
Umsatzsteuerfreiheit von Pflegeleistungen
Pflegeleistungen sind unabhängig davon, ob sie 
in mindestens 40 Prozent der Fälle überwiegend 
von der Pflegeversicherung oder vom Sozialhilfe-
träger getragen wurden, umsatzsteuerfrei, soweit 
sie aufgrund von Verträgen mit den Pflegekassen 
erbracht werden. So entschied das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz am 10.4.2014.
Hintergrund war die Klage des Betreibers eines 
Pflegedienstes, der einen Versorgungsvertrag 
nach § 72 SGB XI und mit verschiedenen Kost-
enträgern – u.  a. auch dem Sozialamt – Vergü-
tungsvereinbarungen abgeschlossen hatte. Der 
Pflegedienst spezialisierte sich auf das Angebot 

der 24-Stunden-Pflege, die durch osteuropäische 
Pflegekräfte ausgeführt wurde. In diesem Rah-
men bot er seinen Pflegekunden pauschale Ver-
träge zu einer monatlichen Vergütung von 2 750 
Euro an. In den streitigen Zeiträumen wurden 
die Schwellenwerte in Höhe von 40 Prozent nach  
§ 4 Nr. 16 Buchst. e) UStG nicht erreicht, da die 
Mehrzahl der Pflegekunden des Klägers Selbst-
zahler waren. Daher vertrat das Finanzamt die 
Auffassung, die Umsätze – von gut 1,8 Mio. Euro 
pro Jahr – seien umsatzsteuerpflichtig. Der Pfle-
gedienst, eine GmbH, meldete Insolvenz an.
Das Finanzgericht hob nun die Steuerbescheide 
auf, soweit für die Pflegeleistungen die Umsatz-

steuerpflicht festgestellt und festgesetzt wurde. 
Der Pflegedienst könne sich direkt auf Art. 13 Teil 
A Abs. 1 lit.g der 6. EG-Richtlinie berufen. Danach 
müssten die Mitgliedsstaaten die eng mit der So-
zialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbun-
denen Dienstleistungen von der Umsatzsteuer be-
freien. Auch wenn der Kläger die Schwellenwerte 
in Höhe von 40 Prozent nach § 4 Nr. 16 Buchst. 
e) UStG nicht erreiche, sei er in diesem Sinne eine 

„anerkannte Einrichtung mit sozialem Charakter“. 
Denn der Kläger habe Verträge mit den Pflege-
kassen abgeschlossen, aufgrund derer er seine 
Leistungen auch mit den Kassen und im Falle 
der Hilfebedürftigkeit der Pflegekunden auch mit 
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einen ausreichenden Beweis dafür dar, dass die bestätigte Leistung er-
bracht worden ist. Die sonstigen Bestandteile der Pflegedokumentation 
dienen eben nicht zur Kontrolle der abgerechneten Leistungen. 

Änderungen im Dienstplan dokumentieren
Bei kurzfristigem Ausfall einer Pflegekraft muss die geplante Tour umge-
stellt werden. Wer diese Umstellung nicht auch im Dienst- und Touren-
plan dokumentiert, sieht sich mitunter in Erklärungsnöten, warum auf 
dem Leistungsnachweis ein Handzeichen von einem Mitarbeiter steht, 
der eigentlich frei hatte. Klar ist, dass Dienst- und Tourenpläne nicht 
geführt werden, um im Rahmen der Abrechnungsprüfung als Begrün-
dung für eine Kürzung herangezogen zu werden. Häufen sich derartige 
Abweichungen jedoch, vermuten viele Kassen, dass hier nicht erbrachte 
Leistungen abgerechnet wurden.

VertrÄge bei der Behandlungspflege beachten
Bei behandlungspflegerischen Leistungen der Häuslichen Kranken-
pflege kommt ein weiterer Aspekt hinzu. Die formalen Anforderungen 
an die fachliche Qualifikation der Pflegekräfte werden zwischen dem 
Pflegedienst und den Krankenkassen vertraglich geregelt. Viele dieser 
Verträge enthalten Regelungen, wonach die Erbringung sogenannter 
geschlossener Leistungen an bestimmte formale und fachliche Qualifi-
kationen der ausführenden Pflegekräfte geknüpft ist. 

Die Qualifikationsanforderungen in den Verträgen sind jedoch weder 
einheitlich noch immer eindeutig. Gerade für überregional tätige Anbie-
ter ist es unverständlich, warum mancherorts selbst einfachste Leistun-
gen der Behandlungspflege von dreijährig examinierten Pflegekräften 
erbracht werden müssen und in anderen Regionen Deutschlands Hilfs-
kräfte jede behandlungspflegerische Leistung ausführen dürfen. 

Nachdem der Bundesgerichthof (BGH) mit Beschluss vom 16. Juni 2014 
(Az. 4 StR 21/14) erstmals die Verurteilung einer Pflegedienstbetreiberin 
wegen Betrugs bestätigt hat, ist anzunehmen, dass die Krankenkassen  

hier noch genauer als bisher hinsehen. Auch in dem vom BGH ent-
schiedenen Fall wurde Personal eingesetzt, das nicht über die von der 
Krankenkasse gewünschte Qualifikation verfügte. Der Vertrag selbst sah 
diese besondere Qualifikation jedoch gar nicht ausdrücklich vor. Die In-
haberin selbst gab aber an, dass sie sich mit der Krankenkasse einig war, 
dass die von ihr eingesetzten Pflegefachkräfte eine Zusatzqualifikation 
benötigt hätten. 
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E-Mail: info@iffland-wischnewski.de

Fo
to

: A
le

x
a

nder



 He

i
m

a
nn



praxis-tipp

•	 Der Leistungsnachweis ist die Grundlage für die Abrechnung 
erbrachter Leistungen. Nachlässigkeiten oder Fehler können 
erhebliche wirtschaftliche Folgen haben.

•	 Prüfen Sie genau, ob eine Leistung an eine bestimmte Qualifi-
kation der Pflegekräfte geknüpft ist. 

•	 Stellungnahmen im Rahmen der Abrechnungsprüfung sollten 
wohl überlegt formuliert werden.

den Sozialhilfeträgern abgerechnet hat. Ob die 
40-Prozent-Schwelle erreicht werde, hänge maß-
geblich von der Einstufung der jeweiligen Kunden 
nach der Pflegestufe ab und von deren Hilfebe-
dürftigkeit nach SGB XII. Dies führe dazu, dass 
bei identischer Leistung je nachdem, wie viele der 
betreuten Pflegebedürftigen selbst leistungsfähig 
sind und in welche Pflegestufe sie eingestuft sind, 
entweder die 40-Prozent-Schwelle erreicht werde 
oder nicht. Insofern sei der Neutralitäts- und der 
Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt, so dass die 
Umsatzsteuerfreiheit direkt aus der EG Richtlinie 
folge. Die Revision zum BFH wurde zugelassen.
> FG Rheinland-Pfalz vom 10.4.2014, AZ: 6 K796/13
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